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Kleine Anfrage  

des Abgeordneten Christian Dirschauer (SSW) 

und 

Antwort 

der Landesregierung - Finanzministerium 

Lademöglichkeiten für private E-Fahrzeuge für Bedienstete des Landes 

 

Die Landesregierung teilte auf meine Anfrage zur Ladesäuleninfrastruktur an den 
landeseigenen Liegenschaften mit, dass im Rahmen des §3 Nr. 46 EStG die unent-
geltliche Abgabe von Ladestrom an Mitarbeitende bis Ende 2030 steuerrechtlich pri-
vilegiert sei. Dies anzubieten sei weiterhin ein Anreiz für Mitarbeitende klimafreundli-
chere Mobilitätsformen zu nutzen. Hierzu frage ich: 
 

1. An welchen Dienststellen des Landes können die Bediensteten ihre privaten 
E-Fahrzeuge laden? 
 
Die Bediensteten des Landes können ihre privaten E-Fahrzeuge grund-

sätzlich an elf ebenfalls öffentlich zugänglichen Anlagen aus einem Pilot-

projekt laden (s. Tabelle unter 2.). Zudem ist es im Zuge der weiter ausge-

bauten Ladeinfrastruktur (siehe Drucksache 20/512(neu)) inzwischen gän-

gige Praxis, dass auch die übrigen mit Ladepunkten ausgestatteten 

Dienststellen für den o.g. Zweck genutzt werden. Dabei ist zu beachten, 

dass sich die konkrete Nutzungsmöglichkeit aus den örtlichen Verhältnis-

sen ergibt (z.B. Anzahl und Zugänglichkeit der Ladepunkte sowie Umfang 

der Belegung durch Dienstfahrzeuge).  
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2. Wird erfasst, in welchem Umfang das Angebot an welchen Dienststellen in 
Anspruch genommen wird?  

 
An den Pilotanlagen ist eine Verbrauchserfassung für die gesamte abge-

gebene Ladestrommenge erfolgt. Eine differenzierte Erfassung an den La-

deeinrichtungen nach Nutzergruppen findet nicht statt. 

 
 
 

3. Gilt das Angebot für alle Bediensteten des Landes? Und müssen diese 
nachweisen, dass sie Landesbedienstete sind oder steht das gleiche Ange-
bot auch Gästen zur Verfügung? 

 
Die Lademöglichkeit besteht grundsätzlich weiter für alle Bediensteten des 

Landes. Ein entsprechender Haushaltsvermerk ist im Entwurf zum Haus-

halt 2023 im Einzelplan 12 angebracht. Mit der weiteren verstärkten Um-

stellung der Dienstfahrzeuge auf E-Fahrzeuge wird sich die Nutzungsmög-

lichkeit der Ladeinfrastruktur an Landesliegenschaften künftig auf dienstli-

che Zwecke, Behördenbesuchende mit dienstlichen Terminen und Anläs-

sen und eben Mitarbeitende konzentrieren. Die Dienstfahrzeuge haben 

dabei entsprechend Vorrang und in der jeweiligen Liegenschaft werden 

entsprechend organisatorische Maßnahmen (z.B. durch Anmeldung) ge-

troffen werden müssen, die bislang nicht erforderlich gewesen sind. 

 

 
 
 


